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Viel Lärm um Nichts!! Streit um Hafenlärm                                           27.10.08 
Zum Zeitungsartikel in der Rheinzeitung vom Samstag, den 25.10.08 
„Streit um Hafenausbau: Dicker Punkt für Andernach“ 
 

Die Formulierung „Dicker Punkt für Andernach“ ist irreführend, schließlich wird hier 
kein Fußballspiel ausgetragen, sondern es geht um die hier lebenden Menschen! Auch 
ein dicker Punkt kann nur aus Lächerlichkeiten bestehen, die vielleicht nur aufgeblasen 
wurden.  
Aber Lärm macht krank! 
 

Die Aktionsgemeinschaft wendet sich nicht gegen den Hafen, sondern gegen zu hohen 
Lärm! Also wäre „Streit um Hafenlärm“ und nicht „Streit um Hafenausbau“ die 
korrekte Überschrift. 
Was den Sofortvollzug angeht, eine seriöse Begründung und ein ebensolches Verfahren 
hätten wir uns schon gewünscht! Nach wie vor ist weder ein überzeugendes 
Lärmkonzept erkennbar, noch ist ein ehrliches Gesamtkonzept bekannt gegeben! 
Welche Industrieansiedlungen mit welchen Belastungen werden folgen? 
Schon jetzt ist der Lärm in dieser Höhe nicht hinnehmbar. Und der Hafenlärm ist hier 
neben dem Bahnlärm der erheblichste. 
 

Die Vergangenheit hat gezeigt, wie schwer sich Betreiber, Behörden und Politiker tun, 
Lärm einzuschränken und verantwortungsvoll damit umzugehen!  
Ein aktuelles Beispiel ist das lautstarke Ausblasen des IHKW in der Nacht von Sonntag, 
26.10.08 auf Montag. Entgegen der öffentlichen Ankündigung wurden weder 
Betriebszeiten eingehalten noch wirksame Lärm reduzierende Techniken verwendet.  
Der Kläger Gerd Krutz erklärt: „Die nächtliche Steinverladung mit 135 dB(A) wurde 
jahrzehntelang geduldet, obwohl dabei die Gesetzeslage der TA Lärm wohl nicht 
eingehalten wurde! Diesen Krach, bei dem Menschen immer wieder aus dem Schlaf 
geschreckt wurden, dann als „letzten Krümel“ zu bezeichnen und den Verzicht darauf 
als großes Entgegenkommen zu deklarieren, empfinde ich als Verhöhnung aller 
lärmgeschädigten Bürger!“ 
Die Aktionsgemeinschaft befürchtet, dass die Gesamtbelastung vor allem nachts zu 
hoch sein wird, die bisherige Belastung war des Öfteren unerträglich! 
Die Verzögerungen von über anderthalb Jahren in dem Verfahren sind nicht durch die 
Klageeinreichung des Bürgers entstanden und damit auch nicht als Begründung für den 
Sofortvollzug heranzuziehen. 
Rechtssicherheit ergibt sich erst ab dem Ende des Verfahrens, bei dem die 
Gesamtbelastung des Lärms beurteilt wird. Voraussetzung dazu ist ein weiteres 
Gutachten. 

 

Unterstützung haben wir auch bei Erich Kästner gefunden: 
„An allem Unfug, der passiert, sind nicht etwa nur die schuld, die ihn tun, sondern auch 
die, die ihn nicht verhindern.“ 
 
Gerd Krutz 


